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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Fruhjahrssession 2022 beschaftigte sich der Nationalrat als Zweitrat mit dem
Sozialversicherungsabkommen mit Tunesien. Philipp Nantermod (fdp, VS),
Kommissionssprecher der SGK-NR, erklarte der grossen Kammer, dass es im Abkommen
um die Koordinierung der Systeme der AHV und der IV gehe. Man wolle damit einerseits
Doppelversicherungen und andererseits Beitragslicken vermeiden. Die zusatzlichen
Kosten fir die AHV wirden sich bis in 60 Jahren auf ungeféahr CHF 2.7 Mio. belaufen,
jedoch erwarte man erhebliche Einsparungen bei den Erganzungsleistungen sowie bei
den  Zuschlissen  zur  Krankenversicherung und der Sozialhilfe.  Seine
Kommissionskollegin Yvonne Feri (sp, AG) flgte an, dass die Schweiz den Dialog mit
Tunesien, trotz des unsicheren politischen Umfelds, aufrecht erhalte und damit den
demokratischen Ubergangsprozess und die wirtschaftliche Entwicklung unterstiitze.
Damit griff sie einem Minderheitsantrag Glarner (svp, AG) vor, der Nichteintreten
forderte. Nationalrat Glarner begriindete diesen Antrag mit der Lage in Tunesien, die
von  Korruption, Destabilisierung, islamischer Radikalisierung, Folter und
Gewaltanwendung gepragt sei. Zudem werde Homosexualitat gesetzlich unter Strafe
gestellt, monierte er. Glarner brachte sein Unverstandnis darlber zum Ausdruck, dass
man mit einem Land ein Sozialversicherungsabkommen abschliessen wolle, gleichzeitig
aber die Ruckflhrung abgelehnter Asylbewerber aufgrund der dort vorherrschenden
Umstande nicht durchfihren kénne. Er verwies in seinen Ausfihrungen auch auf eine
Aussage seines SPK-NR-Kollegen Barrile (sp, ZH), wonach ehemalige tunesische
Parlamentsmitglieder willkurlich verhaftet und verurteilt wirden. Besagter Barrile warf
Glarner daraufhin vor, das Kommissionsgeheimnis verletzt zu haben. Bundesrat Berset
erinnerte die grosse Kammer daran, dass das Abkommen dem Vorteil der Bevdlkerung
beider Staaten gereiche. Der Minderheitsantrag wirde somit primér Probleme flr
tausende tunesische Arbeitnehmende in der Schweiz und Schweizer Arbeitnehmende
in Tunesien bedeuten. Er bat den Nationalrat daher, das Abkommen zu genehmigen.
Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten wurde mit 132 zu 54 Stimmen gegen den
Widerstand der geschlossen auftretenden SVP abgelehnt. Auch bei der
Gesamtabstimmung unterlag die SVP. Der Bundesbeschluss wurde mit 134 zu 54
Stimmen angenommen.

Die SVP wehrte sich auch in den darauf folgenden Schlussabstimmungen erfolglos
gegen das Abkommen, das mit 140 zu 51 Stimmen im Nationalrat und im Sténderat mit
38 zu 3 Stimmen problemlos angenommen wurde. '

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Nationalbank

La Banque nationale suisse (BNS) a dégagé un bénéfice de 49 milliards en 2019. Ce
bénéfice a été engrangé grace au renchérissement de I'or, & la politique monétaire de
lutte contre le franc fort et aux intéréts négatifs. A I'heure actuelle, il est précisé par
une convention que la BNS doit verser 1 milliard de francs suisses annuels aux cantons
(2/3) et a la Confédération (1/3). Ce montant est doublé lorsque la réserve distribuable
de la BNS dépasse les 20 millards de francs suisses. Néanmoins, cette large manne
financiere a attiré la convoitise et aiguisé I'appétit de nombreux acteurs politiques qui
se sont manifestés dans la presse helvétique.

D'un coté, la gauche et I'UDC ont plaidé pour un versement spécifique a I'AVS. Selon ces
partis politiques, cette proposition récurrente a d'autant plus de sens a I'heure actuelle
car une part des bénéfices a été réalisée grace aux intéréts négatifs. Or, ces intéréts
grevent les budgets des caisses de pension. Une motion Heer (udc, ZH) a notamment
été déposée (18.4327). Elle a d'ailleurs recu le soutien de la gauche. En outre, des voix
des Verts se sont également élevées pour proposer d'investir cet argent dans la
transition énergétique.

D'un autre c6té, le PLR et le PDC ont réaffirmé I'importance de I'indépendance de la
BNS. lls ont également rejeté I'idée de la création d'un fonds souverain, qui avait
également fait I'objet d'un débat en chambre lors du dépdt de la motion Leutenegger
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Oberholzer (ps, BL) (17.3614).

Au final, la BNS, en discussion avec le Département des finances (DFF), a décidé de
verser un total de 4 milliards de francs suisses aux cantons (2/3) et a la Confédération
(1/3). La clé de répartition entre les cantons est dictée par la taille de la population.
Comme ce versement a été officialisé en mars 2020, la BNS a tenu a préciser qu'il
n'était pas lié a la crise financiére et économique induite par le Covid-19. Comme le
montant alloué aux cantons et a la Confédération augmente a 2 milliards de francs
suisses lorsque les réserves distribuables dépassent 20 milliards, il a été convenu qu'il
augmenterait @ 3 milliards pour plus de 30 milliards de francs suisses de réserves
distribuables et a 4 milliards pour plus de 40 milliards de francs suisses. Cette décision,
accueillie positivement par les cantons, a laissé le camp rose-vert sur sa faim. A
I'opposé, le PLR et le PDC ont salué cette décision favorable aux cantons et conforme
avec l'indépendance de la BNS. ?

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Rund ein Jahr, nachdem sich der Sténderat ausfihrlich mit der Reform der
Altersvorsorge 2020 beschaftigt hatte, lag der Ball beim Nationalrat. Die
Aufmerksamkeit war gross, das SRF Ubertrug die Eintretensdebatte live. Nationalrat
Aeschi (svp, ZG) stellte einen Antrag, die Vorlage in verschiedenen Teilen zu beraten und
damit dem Volk die Mdglichkeit zu geben, einzeln zu den Reformelementen Stellung zu
nehmen. In einem ersten Paket sollen demnach die geméass dem Antragsteller
unbestrittenen Elemente wie die Erhdhung des Rentenalters der Frauen auf 65 Jahre
oder die Flexibilisierung des Referenzalters behandelt werden. Die Ubrigen Fragen
sollten an die Kommission zuriickgewiesen werden, die diese in einem zweiten und
dritten Massnahmenpaket weiterfiihren sollte. Nach dem ,voraussehbaren Nein an der
Urne” - so der Antragsteller - wisste man sonst wieder nicht, welche Elemente das Volk
beflirworte, respektive ablehne. Der Freiburger Nationalrat Jean-Francois Steiert (sp,
FR) hingegen argumentierte, dass durch diese .Salamitaktik” das Rentenalter der
Frauen angehoben wuirde, ohne dass ihre durchschnittlich um CHF 250'000 tiefere
Rente kompensiert werde. Dies kénne lediglich durch die Behandlung der Vorlage als
Gesamtpaket verhindert werden. Der Nationalrat lehnte den hauptséachlich von
Parlamentarierinnen und Parlamentariern der SVP unterstitzten Antrag Aeschi mit 54
zu 129 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) ab.

Die Eintretensdebatte war gepréagt von der Abstimmung zur AHVplus-Initiative, die nur
Tage zuvor mit 41 zu 59 Prozent abgelehnt worden war. Insbesondere wurde darlber
gestritten, ob dieses ,Nein” als allgemeine Ablehnung einer Erhéhung der AHV-Rente -
als welche sie zum Beispiel Bruno Pezzatti (fdp, ZG) oder Lorenz Hess (bdp, BE)
darstellten - verstanden werden kann oder nicht. In der Detailberatung, bei der die
Vorlage in sieben thematischen Blocken behandelt wurde, schuf der Nationalrat
zahlreiche Differenzen zum Standerat. Im ersten Block wurden insbesondere das
Referenzalter und die Flexibilisierung des Rentenalters sowie die Bestimmungen zur
Berechnung der AHV-Rente behandelt. Besonders umstritten war hier die Frage der
Erhdhung des Referenzalters fir Frauen. Zwei Minderheiten Feri (sp, AG) beantragten
dem Nationalrat, auf diese Erhdhung zu verzichten, was die Antragstellerin damit
begriindete, dass Manner beim flexiblen Rentenalter bevorzugt wirden, weil Frauen ihr
Leben lang unbezahlte Arbeit leisteten und flr die bezahlte Arbeit schlechter entlohnt
wirden. Dies solle durch die Beibehaltung des Referenzalters von 64 Jahren fur Frauen
anerkannt werden. Der Nationalrat entschied sich jedoch mit 137 zu 57 Stimmen (0
Enthaltungen) fir die Angleichung des Referenzalters der Frauen auf 65 Jahre, wobei
sich = im Unterschied zum Standerat - die SP- und Grlnen-Fraktionen geschlossen
gegen die Erhdéhung aussprachen.

Im zweiten Block unterschieden sich die Mehrheiten im Nationalrat mehrmals von
denjenigen im Stédnderat: So beschloss der Nationalrat, Personen mit Anrecht auf
Altersrenten keine Kinderrenten auszuzahlen sowie Witwen- und Witwerrenten nur
noch auszubezahlen, wenn eine Person ein Kind mit Anspruch auf Waisenrente hat. Die
Waisenrenten an Pflegekinder schrankte er insofern ein, als sie in Zukunft nur noch
ausbezahlt werden, wenn die Pflegekinder ihren Wohnsitz und gewdhnlichen Aufenthalt
in der Schweiz haben.
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Hitzig diskutiert wurde vor allem der dritte Block, in dem sich der Nationalrat der
Zusatzfinanzierung der AHV, dem Interventionsmechanismus und dem Bundesbeitrag -
gemdss Ruth Humbel (cvp, AG) die Kernpunkte der Vorlage - widmete. Den
Bundesbeitrag legte der Nationalrat bei 20 Prozent der jahrlichen Ausgaben der
Versicherung fest, wahrend sich der Standerat noch flr den bisherigen Betrag von 19.55
Prozent ausgesprochen hatte. Diese Erhdhung machte eine Abstimmung zur
Schuldenbremse notig, wobei das qualifizierte Mehr erreicht wurde. Anschliessend
folgten die Abstimmungen zum Sargnagel der Vorlage, wie es wiederum Ruth Humbel
formuliert hatte: dem Interventionsmechanismus. Zur Uberwachung des finanziellen
Gleichgewichts lagen verschiedene Massnahmen vor. So stand eine Zustimmung zum
Beschluss des Stédnderats - also zu einer einstufigen Verpflichtung zu nicht-
automatischen Stabilisierungsmassnahmen, wenn der Stand des AHV-Ausgleichsfonds
unter 80 Prozent einer Jahresausgabe sinken sollte - (Mehrheit der SGK-NR), eine
Erganzung dieses einstufigen Vorgehens durch einen automatischen Solidaritatsbeitrag
der Rentner und Rentnerinnen sowie durch eine temporére Beitragserhdhung
(Minderheit | Humbel), eine Ergédnzung durch eine automatische Erhéhung des
Referenzalters pro Kalenderjahr um 6 Monate auf maximal 24 Monate (Minderheit Il de
Courten (svp, BL)) sowie eine génzliche Streichung des Interventionsmechanismus
(Minderheit Il Weibel (glp, ZH)) zur Debatte. Der Einzelantrag Pezzatti (fdp, ZG) sah
zudem vor, den Interventionsmechanismus in eine separate Vorlage auszulagern, um
die Gesamtvorlage nicht zu gefdhrden. Die Minderheit Il (Weibel), geschlossen
unterstitzt von der BDP und GLP, war gegenlber dem bundesratlichen Vorschlag
chancenlos (180 zu 14 Stimmen). Dieser unterlag jedoch genauso wie die Minderheiten |
(Humbel, unterstitzt von SP, GPS, CVP und BDP) und Il (de Courten, unterstitzt von der
SVP) dem Mehrheitsantrag (grosstenteils unterstitzt von FDP und SVP). Vor die Wahl
gestellt, den Interventionsmechanismus im Rahmen der Altersvorsorge 2020 oder in
einer separaten Vorlage umzusetzen, entschied sich der Nationalrat grossmehrheitlich
fur letztere Option und nahm den Einzelantrag Pezzatti mit 187 zu 9 (GLP- oder CVP-)
Stimmen an. Als letzte Frage dieses Blocks wurde die maximal mogliche Hohe der
Anhebung der Mehrwertsteuersatze behandelt. Hier schwankten die Vorschlage
zwischen 0.3 Prozentpunkten (Minderheit Il Frehner (svp, BS)), 0.6 Prozentpunkten
(Mehrheit der SGK-NR) und 1 Prozentpunkt (Stdnderat, Minderheit | Humbel). Der
Nationalrat entschied sich fur den Mittelweg und schuf mit der Erhéhung um 0.6
Prozentpunkte erneut eine Differenz zum Standerat.

Der vierte Block umfasste Massnahmen in der zweiten Saule, konkret den
Mindestumwandlungssatz und die Ausgleichsmassnahmen im BVG. Dabei pflichtete der
Nationalrat dem Erstrat mit 141 zu 51 Stimmen (3 Enthaltungen) gegen den Willen der SP
und der Grinen deutlich bei und senkte den Mindestumwandlungssatz von 6.8 auf 6
Prozent. Um eine Kompensation des tieferen Umwandlungssatzes innerhalb des BVG zu
ermoglichen, entschied sich der Nationalrat relativ knapp zur Abschaffung des
Koordinationsabzugs (100 zu 89 Stimmen bei 7 Enthaltungen) sowie fir eine Reduktion
der gestaffelten Altersgutschriften auf zwei Ansatze (25-44: 9%, 45-Referenzalter:
13.5% des versicherten Lohns). Letztere soll zusatzlich der Diskriminierung alterer
Arbeitnehmenden auf dem Arbeitsmarkt entgegenwirken. Hingegen verzichtete er trotz
Anpassung des Mindestumwandlungssatzes auf eine Garantie des Leistungsniveaus der
Ubergangsgeneration (Personen (iber 40 (Bundesrat) respektive 50 Jahren (Stinderat))
im Rahmen des Sicherheitsfonds.

Im flnften Block standen die Ausgleichsmassnahmen in der AHV sowie der
Ehepaarplafonds zur Debatte. Bei der Hohe der Vollrenten sprach sich der Nationalrat
fir die Beibehaltung des geltenden Rechts aus und schuf damit eine gewichtige
Differenz zum Standerat, der die Altersrente als Kompensation fir die Reduktion des
Umwandlungssatzes um 70 Franken erhdéhen wollte. Auch die Erhdéhung des
Ehepaarplafonds von 150 auf 155 Prozent (Stdnderat, Minderheiten | (Humbel) und IV
(Feri)) respektive auf 160 Prozent (Minderheit || Humbel), die sowohl von Beflirwortern
als auch von Gegnern im Nationalrat als Reaktion auf die Volksinitiative gegen die
Heiratsstrafe empfunden wurde, lehnte die grosse Kammer ab. Um dem
Lohnunterschied zwischen den Geschlechtern gerecht zu werden, hatte die Mehrheit
der SGK-NR zudem vorgeschlagen, die Summe der Erwerbseinkommen der Frauen mit
einem Zuschlag zu belegen, .der dem nach objektiven Kriterien nicht erkléarbaren Anteil
am allgemeinen Lohnunterschied entspricht”. Dies scheiterte jedoch am Widerstand
von FDP.Die Liberalen und SVP sowie vereinzelten anderen Parlamentarierinnen und
Parlamentariern.

Der sechste Block beinhaltete institutionelle Massnahmen, der siebte Block weitere zu
klarende Details. Hier entschied sich der Nationalrat unter anderem dafur,
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Risikobeitrdge nach individuellen Grundsatzen zu berechnen (139 zu 53 bei 1
Enthaltung), wahrend der Sténderat einen Passus zu kollektiven Grundsétzen ergénzt
hatte. Des Weiteren lehnte der Nationalrat eine Erhdhung der Beitrage der
Selbstandigerwerbenden mit 129 zu 65 Stimmen ab.

In den Gesamtabstimmungen zu den drei Vorlagen (Bundesgesetz tiber die Reform der
Altersvorsorge 2020, Bundesbeschluss Uber die Zusatzfinanzierung der AHV durch eine
Erhéhung der Mehrwertsteuer und Bundesbeschluss lUber die Wahrung des finanziellen
Gleichgewichts der AHV) zeigten sich nur die FDP.Die Liberalen und die Grunliberalen
mit allen drei Vorlagen einverstanden. Die Reform der Altersvorsorge 2020 lehnten die
Fraktionen der SP und der Grinen in der Gesamtabstimmung ab, da der Nationalrat
gemass Silvia Schenker (sp, BS) in den letzten Tagen ein Massaker angerichtet habe.
Auch bei der CVP- und BDP-Fraktion fand die Vorlage kaum noch Zustimmung, ein
Grossteil von ihnen enthielt sich der Stimme. Die Zusatzfinanzierung der AHV durch
eine Mehrwertsteuerernéhung hingegen wurde von einer Minderheit der SVP-Fraktion
abgelehnt, die meisten Ubrigen SVP-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier
enthielten sich zusammen mit denjenigen der SP und der Grlinen der Stimme. Am
umstrittensten war der Bundesbeschluss zum finanziellen Gleichgewicht der AHV, bei
dem es um den Interventionsmechanismus ging: Hier standen sich 99 Ja-Stimmen aus
der SVP-, FDP- und GLP-Fraktion und 90 Nein-Stimmen aus der SP-, CVP-, GPS- und
Teilen der BDP-Fraktion gegenlber. Somit entschied sich der Nationalrat auch hier
insgesamt knapp fir die zuvor beschlossenen Anderungen. *

Im Mai 2018 schlug die WAK-SR vor, als Gegenstlick zur Unternehmenssteuerreform der
AHV aus dem vollstdandigen Demografieprozent der Mehrwertsteuer, einer Erhéhung
des Bundesbeitrags sowie der Lohnbeitrage von Arbeitgebern und Arbeitnehmern neu
zusatzlich ungefahr CHF 2 Mrd. jahrlich zukommen zu lassen - was von den Schweizer
Stimmblurgerinnen und Stimmbdurgern im Mai 2019 angenommen wurde. Diese Idee
einer Zusatzfinanzierung fur die AHV kam jedoch nicht von ungeféhr, hatten doch seit
2017 zahlreiche Mitglieder der eidgendssischen Réate Vorstdsse fur eine einmalige oder
regelméssige Zusatzfinanzierung fiir die AHV eingereicht.

Den Anfang machte die FK-NR im Oktober 2017. Nachdem die Schweizer
Stimmbevélkerung die Altersvorsorge 2020 kurz zuvor an der Urne abgelehnt hatte,
beantragte die Kommission in einer parlamentarischen Initiative (Pa.lv. 17.496), der AHV
im Jahr 2018 den im Budget 2018 frei gewordenen Betrag von CHF 441.8 Mio., der zuvor
fur die AHV geplant gewesen war, ihr nun aufgrund der abgelehnten Altersvorsorge aber
verwehrt werden sollte, zukommen zu lassen. Dieser Vorschlag fand jedoch in der FK-
SR keine Mehrheit.

In der Folge waren insbesondere Forderungen, wonach die SNB eine Finanzzulage an
die AHV leisten solle, prominent. Den ersten Schritt machte diesbezulglich Peter Keller
(svp, NW; Ip. 18.3124) mit einer Interpellation. Da die SNB seit Januar 2015 einen
Negativzins von 0.75 Prozent auf die Gelder, die bei ihr lagerten, kassiere und dadurch
auf Kosten der Schweizer Sparenden sowie Rentnerinnen und Rentner 2015 bis 2017
fast CHF 5 Mrd. eingenommen habe, wollte er vom Bundesrat wissen, ob dieser
ebenfalls der Meinung sei, dass die entsprechenden Gelder nach Beendigung der
ausserordentlichen Massnahmen durch die SNB wieder der Schweizer Bevolkerung
zuruckgegeben werden sollten - etwa Uber die AHV. Der Bundesrat erklarte sich dabei
mit der aktuellen Regelung, die eine Ausschittung der Gewinne an die Bevdlkerung
ermogliche, aber auch die Unabhangigkeit der SNB gewahrleiste, zufrieden. Ende 2018
folgte Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 18.4327) mit einer Motion, die den Bundesrat
beauftragen sollte, die Gewinnaufteilung der SNB so zu &ndern, dass die von der
Nationalbank erhobenen Negativzinsen vollstandig auf Kosten des Bundes, dessen
Auszahlungen entsprechend gekurzt werden sollten, an die AHV fliessen sollten. Da der
Bund faktisch keine Schuldzinsen bezahle und stattdessen sogar ein Zinstuberschuss auf
neuen Bundesobligationen erwirkt werde, sei er einer der Profiteure der Negativzinsen,
argumentierte der Motionar. Thomas Matter (svp, ZH; Pa.lv. 18.465) forderte in einer
parlamentarischen |Initiative - erfolglos -, dass die Nationalbank die Halfte ihres
Eigenkapitalzuwachses seit dem 31. Dezember 2007 einmalig an die AHV Uberweisen
solle, sobald sich das internationale Finanzsystem und die Bilanzsumme der SNB
normalisiert haben. Noch bevor sich der Nationalrat entschieden hatte, dem Vorstoss
Matters keine Folge zu geben, wollte Maximilian Reimann (svp, AG; Pa.lv. 19.481)
ebenfalls mit einer parlamentarischen Initiative daflr sorgen, dass die Ertrége aus
Negativzinsen nicht als Reingewinn der SNB verbucht werden, sondern der AHV - sowie
allenfalls den Pensionskassen und der dritten Saule - zugute kommen.

Doch nicht nur im Bereich der Nationalbank, auch in weiteren Bereichen sah die SVP
Potenzial fur eine Unterstitzung der AHV. So reichte die SVP-Fraktion im September
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2018 drei Motionen ein, mit denen die Rahmenkredite fur die Entwicklungshilfe um CHF
1 Mrd. pro Jahr (Mo. 18.3755) respektive fur den Asyl- und Flichtlingsbereich
vorgesehene Gelder um CHF 500 Mio. jahrlich gekirzt (Mo. 18.3757) sowie die
sogenannte Kohéasionsmilliarde fur die EU gestrichen werden (Mo. 18.3756) und die frei
werdenden Gelder der AHV zugeflhrt werden sollten. Mit entsprechenden Antréagen war
sie zuvor im Nationalrat bei der Besprechung der STAF gescheitert. Die Motionen
18.3755 sowie 18.3756 fanden jedoch in der Herbstsession 2019 ausserhalb der SVP
keinen Anklang und wurden entsprechend deutlich abgelehnt. Die Motion 18.3757
wurde bis zum Ende der Herbstsession 2019 noch nicht behandelt.

Einen weiteren Vorschlag flur eine Zusatzfinanzierung fur die AHV machte Luzi Stamm
(svp, AG; Pa.lv. 19.435) - und somit wiederum ein Mitglied der SVP-Fraktion - im Mai
2019 in einer parlamentarischen Initiative. Demnach sollen zukunftig aufgrund von fix
installierten  Uberwachungsgeraten ausgestellte Bussen und Geldstrafen im
Strassenverkehr in den AHV-Fonds fliessen. Dabei ging es ihm jedoch nicht in erster
Linie um die Finanzierung der AHV, sondern vor allem um die Uberwachungsgerate.
Durch eine solche Anderung wiirden diejenigen Stellen, die Uberwachungsgerate
aufstellen, nicht direkt von diesen profitieren, wodurch sichergestellt werden koénne,
dass diese tatsachlich zur Sicherheit, nicht nur flr den Profit installiert wirden.

Im September 2018 reichte schliesslich mit Beat Flach (glp, AG; Po. 18.4009) auch ein
Mitglied der Grunliberalen Fraktion ein Postulat ein, geméss dem der Bundesrat die
Hoéhe der Zusatzfinanzierung fir die AHV und IV durch eine Legalisierung von Cannabis
und eine Besteuerung analog zu Tabak berechnen sollte. Dieselbe Problematik nahm
auch Fabian Molina (sp, ZH; Anfrage 19.1039) im Juni 2019 in seiner Anfrage an den
Bundesrat auf.

Eine Unterstellung von Gutern und Dienstleistungen des taglichen Bedarfs unter den
reduzierten Mehrwertsteuersatz sowie eine Erhéhung des Normalsatzes zugunsten der
AHV forderte die Jugendsession 2017 in einer Petition (Pet. 18.2006). *

Mitte Februar 2020 lancierte der Gewerkschaftsbund die Volksinitiative «Fiir ein
besseres Leben im Alter (Initiative fiir eine 13. AHV-Rente)>». Damit verlangte er, dass
Bezlgerinnen und Bezliger einer Altersrente entsprechend eines 13. Monatslohns
Anrecht auf einen zuséatzlichen Zwdlftel ihrer jahrlichen Rente haben sollten. Dies
wilrde CHF 99 bis 197 fur Einpersonenhaushalte pro Monat ausmachen und 8.3 Prozent
der bisherigen Rentenleistungen entsprechen. Gleichzeitig verlangten die Initiantinnen
und Initianten, dass diese Erhéhung nicht zu einer Reduktion der EL fuhren durfe. Wie
die Erhéhung finanziert werden soll, legte der Initiativtext nicht fest. Denkbar seien
eine Finanzierung durch die Gewinne der SNB, wie sie auch der Bund der Steuerzahler
um Alfred Heer gemass Zeitungsberichten mit einer Volksinitiative plane, oder eine
Erhéhung der Lohnbeitrage fur Arbeitgeber und Arbeitnehmer um 0.35 Prozentpunkte,
liess der Gewerkschaftsbund verlauten. Die Initiative sei ein «erster Schritt in Richtung
Verfassungsumsetzung» - die Verfassung verlangt, dass die AHV «den Existenzbedarf
angemessen zu decken» habe. Diese Erhdhung sei einerseits notig, weil sich die
finanzielle Situation fir die Rentnerinnen und Rentner verschlechtere, betonte der
SGB: Die AHV-Renten wulrden langsamer wachsen als die Léhne, die Renten aus der
zweiten Saule wirden im Uberobligatorischen Bereich sinken und allgemein wirden die
Renten durch die steigenden Krankenkassenpramien und Mieten aufgezehrt. Zudem
musse man Gegensteuer gegen die Bemuhungen zur Rentenaltererhdhung geben. Die
Initiative sei denn auch eine Ergédnzung zur bundesrétlichen Reform, erklarte SGB-
Prasident Maillard. Unterstutzt wurde die Initiative von SP und Grlinen, die burgerlichen
Parteien sprachen sich bereits im Vorfeld dagegen aus. Der Gewerkschaftsbund sei der
«Totengraber der AHV», schrieben etwa die Jungfreisinnigen. Zentral sei, die
Finanzierung der AHV zu sichern, nicht deren Leistungen auszubauen, war weithin zu
horen. Aufgrund des Corona-bedingten Fristenstillstands wurde die Sammelfrist, die
eigentlich im September 2021 hatte ablaufen sollen, verlangert.

Ende 2018 reichte Alfred Heer (svp, ZH) eine Motion ein, um die Negativzinsen der SNB
der AHV zugute kommen zu lassen. Durch eine Anderung der Grundlagen der
Gewinnverteilung sollten die von der Nationalbank erhobenen Negativzinsen
vollumfanglich in die AHV anstatt in die Bundeskasse fliessen, zumal der Bund von
fehlenden Schuldzinsen oder gar Zinsuberschissen auf neuen Bundesobligationen
profitiere, wahrend das Kapital der Versicherten in AHV und Pensionskassen durch die
Negativzinsen tiefer versteuert werde, wie der Motionar argumentierte. Der Bundesrat
wies darauf hin, dass dieser Betrag fur eine Sanierung der AHV bei Weitem nicht
ausreiche und die AHV permanenter und nachhaltiger Einnahmen bedirfe, die
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Negativzinsen aber nur voriubergehend erhoben wirden. Zudem steige der
Bundesbeitrag an die AHV durch seine Bindung an das AHV-Ausgabenwachstum mit
jahrlich 3 Prozent bereits sehr stark. Folglich empfahl er die Motion zu Ablehnung.

In der Frihjahrssession 2020 reichte der Motionar einen Ordnungsantrag auf
Behandlung seiner Motion wahrend der laufenden Session ein. Eine Alimentierung der
AHV sei dringend, deshalb musse man jetzt diesbezlglich eine Losung finden, erklarte
Heer. Im Namen der WAK-NR bestétigte Christian Lischer (fdp, GE) mit Verweis auf
mehrere entsprechende Vorstésse die Aktualitat dieses Themas. Da die Ubrigen
Vorstésse im Marz 2020 in der SGK-NR behandelt wirden, die Motion Heer bei
Annahme im Nationalrat jedoch im Marz nicht mehr durch die nationalratliche
Kommission diskutiert werden kénne, erachtete er die Ablehnung des Ordnungsantrags
als den schnelleren Weg fur die Behandlung der Motion. Dennoch nahm der Nationalrat
den Ordnungsantrag mit 141 zu 52 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen den Willen der
Grunliberalen, der FDP.Liberalen sowie eines Teils der Mitte-Fraktion an. Zu der auf
Mittwoch der dritten Sessionswoche angesetzten Behandlung der Motion kam es jedoch
aufgrund des Corona-bedingten Abbruchs der Frihjahrssession nicht mehr. ¢

Im Dezember 2020 forderte Yvonne Feri (sp, AG) in einem Postulat einen
bundesratlichen Bericht zu den Moglichkeiten zur Aufhebung der Ungleichbehandlung
von Witwen und Witwern bei der AHV und der Unfallversicherung, wobei gleichzeitig
«die angemessene Existenzsicherung fur Hinterbliebene unabhangig von ihren
Familienmodellen» garantiert werden soll. Die bisherige Regelung - wonach Ménner nur
bis zur Volljahrigkeit ihres jingsten Kindes eine Hinterbliebenenrente erhalten, Frauen
mit Kindern oder Frauen, die nach 45 Jahren verwitweten, jedoch bis zum Erhalt der
AHV - beruhe auf dem Bild eines berufstatigen Mannes und einer fur den Haushalt und
die Kinder verantwortlichen Frau. Nachdem der EGMR diese Sichtweise im Oktober
2020 verneint und dem Klager Recht gegeben hatte, musse diese Regelung nun
geschlechtsneutral ausgestaltet werden. Dabei mdissten jedoch Problematiken wie
Eltern von erwachsenen Kindern mit Behinderungen, mit sehr kleinen Renten der
beruflichen Vorsorge oder erschwertem Wiedereinstieg ins Erwerbsleben
berlcksichtigt werden, forderte Feri. Der Bundesrat beantragte das Postulat zur
Annahme, der Nationalrat behandelte es in der Frihjahrssession 2021, nachdem es von
Verena Herzog (svp, TG) bekdmpft worden war. In der Nationalratsdebatte flhrte
Yvonne Feri den Handlungsbedarf in diesem Bereich auf die veranderte
gesellschaftliche Situation zurlick, wéhrend Verena Herzog ebendies bestritt: Vielmehr
flhrten die «juristischen und politischen Aktivitaten in diesem Bereich», wie eben auch
das Postulat Feri, zu Unsicherheit. Dieses Thema sei zudem bereits in Bearbeitung
durch den Bundesrat, durch ein Forschungsprojekt sowie durch eine parlamentarische
Initiative 21.416. Schliesslich wehrte sie sich dagegen, die Ehe gleichzeitig fur alle zu
6ffnen und durch diese Anderung zu schwachen. Mit 116 zu 48 Stimmen (bei 1
Enthaltung) nahm der Nationalrat das Postulat gegen den Willen der SVP-Fraktion an.”’

In der Sommersession 2020 stand die von Alfred Heer (svp, ZH) in der Friihjahrssession
verlangte Behandlung seiner Motion «Negativzinsen der SNB in die AHV» auf dem
Programm. Heer betonte, dass die SNB dadurch, dass fremde Zentralbanken sehr viel
Geld druckten, ebenfalls zu diesem Schritt gezwungen sei. Mit den Negativzinsen
wirden die Sparer «beschissen», wéhrend der Bund profitiere. Wenn man nun die
Verteilung des Gewinns andere, habe dies jedoch keine Auswirkungen auf die
Unabhéngigkeit der Nationalbank und auch die Kantone seien nicht betroffen. Einzig
der Bund habe dadurch weniger Einnahmen, er kdnne aber in seinen Verhandlungen
mit der SNB selbst daflur sorgen, dass Letztere die Differenz mithilfe der
Ausschuttungsreserve ausgleiche. Finanzminister Maurer empfahl die Vorlage im Namen
des Bundesrates zur Ablehnung. Vor der Einreichung der Motion habe die SNB jahrlich
CHF 2 Mrd. an Negativzinsen eingenommen, nach der Ausweitung der Freimenge flr die
Banken seien das voraussichtlich nur noch CHF 500 Mio. Dieses Geld reiche nicht, um
die strukturellen Probleme der AHV zu l6sen. Zudem sei fiir die Anderung der Verteilung
eine Verfassungsanderung noétig. Die mahnenden Worte des Finanzministers trafen
jedoch nicht auf offene Ohren: Mit 108 zu 79 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) nahm der
Nationalrat die Motion an. Eine Allianz der SP-, Grinen- sowie der Mehrheit der SVP-
Fraktion setzte sich gegen die Grlnliberale-, die FDP.Liberale- und die Mitte-Fraktion
durch. ®
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In der Sommersession 2021 befasste sich der Stdnderat mit der Motion von Alfred Heer
(svp, ZH) «Negativzinsen der SNB in die AHV>», gemaéss der ein Teil des Bundesanteils am
SNB-Gewinn in Hohe des «Einkommenls] der SNB aus Negativzinsen» der AHV
zukommen sollte. Die SGK-SR hatte sich im April 2021 mit dieser Frage
auseinandergesetzt und dabei festgehalten, dass sie dies fur «keine nachhaltige sowie
geld- und finanzpolitisch angebrachte Massnahme» halte. Einerseits bedurfe eine
langfristige Sicherung der AHV-Finanzierung struktureller Reformen, andererseits stelle
dies einen Eingriff in die Geldpolitik der SNB dar. Schliesslich sei die AHV weniger stark
von Negativzinsen betroffen als beispielsweise die Pensionskassen, da die SNB keine
Negativzinsen auf den Geldern des AHV-Fonds erhebe. Damit reagierte die
Kommissionsmehrheit auf das Hauptargument der Kommissionsminderheit, die auf die
Belastung der AHV durch die Negativzinsen verwies und die Motion entsprechend zur
Annahme empfahl. Mit 27 zu 18 Stimmen lehnte der Sténderat die Motion nach
zahlreichen Wortmeldungen ab und sandte damit auch ein Zeichen an den Nationalrat,
der gleichentags im Rahmen der Behandlung der AHV 21-Reform verschiedene Antrage
mit &hnlichem Inhalt debattierte und einen davon gar annahm. ?

Einigkeit bestand bei der Behandlung der AHV 21-Reform durch den Nationalrat
eigentlich nur in der Feststellung, dass dies ein sehr zentrales Projekt sei - «l'un des
objets majeurs de la législature», nannte es beispielsweise Kommissionssprecher
Nantermod (fdp, VS). Ansonsten unterschieden sich die Positionen der links-griinen
und der burgerlichen Ratsseite ziemlich stark. Bewusst waren sich die Befurwortenden
sowie die Gegnerinnen und Gegner des vorliegenden Entwurfs aber auch, dass die
Revision dieses Mal auch vor dem Stimmvolk unbedingt bestehen misse, zumal die
letzte erfolgreiche AHV-Revision fast 30 Jahre zurtick lag. Dartuber, ob und wie das
aktuelle Projekt vor den Stimmbdirgerinnen und Stimmburgern mehrheitsfahig wird,
schieden sich jedoch die Geister. Umstritten waren nicht nur die Frage der
Rentenaltererhdhung der Frauen - die der Standerat zuvor deutlich angenommen hatte
-, sondern auch die Hohe der Ausgleichsmassnahmen flr die alteren Frauenjahrgéange
sowie die Zusatzfinanzierung fur die AHV. Kommissionssprecher Nantermod wehrte
sich gegen die Formulierung, wonach die AHV 21-Reform eine Abbauvorlage sei. So
wirde die Erhdéhung des Frauenrentenalters, welche die Ausgaben der AHV um CHF 1.2
Mrd. verringert, durch zusatzliche Leistungen in der Hohe von CHF 812 Mio. gemildert.
Somit wirden die Leistungskirzungen insgesamt nur etwa CHF 400 Mio. einbringen.
Dabei zahlte Nantermod jedoch nicht nur die Ausgleichszahlungen fir die
Ubergangsgenerationen zu den zusatzlichen Leistungen, sondern auch die
Flexibilisierung des Rentenalters und die Anderung des Selbstbehalts, die Frauen und
Mannern zugute kommt. Hingegen wirde die Finanzierung um CHF 1.58 Mrd. erhéht
(CHF 1.36 Mrd. aus der Mehrwertsteuer und CHF 222 Mio. aus den zusatzlichen
Beitragen). Somit bestehe die Reform zu 80 Prozent aus Mehreinnahmen und zu 20
Prozent aus Leistungskirzungen und sei folglich sozial ausgestaltet. Gleichzeitig sei man
sich bewusst, dass der Entwurf die Problematik der AHV-Finanzierung nicht vollstandig
|6sen konne, voraussichtlich kame der Deckungsgrad des AHV-Fonds damit im Jahr
2030 bei 88 Prozent zu liegen. Folglich habe man die Motion 21.3462 eingereicht,
gemass welcher der Bundesrat bis Ende 2026 eine neue AHV-Reform fir die Jahre
2030 bis 2040 vorlegen soll.

Ihre Kritikpunkte an dieser Vorlage fassten die Frauen der links-grinen Ratsseite in
verschiedene Riickweisungsantrdge an den Bundesrat oder an die SGK-NR. Eine
Minderheit Porchet (gp, VD) erachtete den Leistungsabbau als unnétig und schlug
stattdessen vor, die Finanzierungsprobleme der AHV durch Zuweisung der SNB-
Gewinne an die AHV zu I6sen. Statt an Bund und Kantone, die bereits stark von den
Negativzinsen profitierten, solle das Geld der SNB aus den zusatzlichen Ausschittungen
der AHV und somit den Verliererinnen und Verlierern der Negativzinsen zugutekommen.
Eine alternative Finanzierungsmoglichkeit fir die AHV sah auch eine Minderheit Prelicz-
Huber (gp, ZH) vor, die das AHV-Defizit Uber eine Erhdhung des Bundesbeitrags decken
wollte. Das AHV-Gesetz erlaube es, den Bundesbeitrag auf 50 Prozent der jahrlichen
Ausgaben zu erhdéhen, folglich solle dieser starker als nur auf die vom Bundesrat
vorgesehenen 20.2 Prozent angehoben werden. Ebenfalls als alternative
Finanzierungsquelle stellte Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) ihren Minderheitsantrag
dar, mit dem sie die Erflullung des Gleichstellungsartikels, des Gleichstellungsgesetzes
und des Ubereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
(CEDAW) sowie eine Koppelung der AHV 21-Vorlage an «gleicheln] Lohn bei
gleichwertiger Arbeit» forderte. So fuhrten die noch immer bestehenden
Lohnunterschiede von 18.3 Prozent - 7.7 Prozent davon unerklart - zwischen den
Geschlechtern zu tieferen Lohnbeitragen fur die Frauen. Mit fairen Lohnen fur die
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Frauen wirden die AHV-Beitrage gemass Travailsuisse um CHF 825 Mio. pro Jahr
steigen. Statt an die Lohngleichheit wollte eine Minderheit um Mattea Meyer (sp, ZH)
den Entwurf an die aktuelle Revision des BVG (BVG 21) koppeln. So liege das
Hauptproblem in den Rentenunterschieden zwischen Frauen und Méannern nicht bei
der AHV, sondern bei den Pensionskassen. Die mittlere Pensionskassenrente fur Frauen
betrage beispielsweise CHF 1160 und diejenige der Manner CHF 2144; fast ein Drittel
der Neurentnerinnen habe Uberdies gar keine Pensionskassenrente. Folglich misse das
BVG 21 zuerst revidiert werden, bevor die AHV 21 angegangen werden koénne. Eine
zweite Minderheit Prelicz-Huber verlangte schliesslich, dass die AHV so auszugestalten
sei, dass sie den Verfassungsauftrag, wonach AHV-Renten den Existenzbedarf
angemessen decken mussen, erflllt. Dies sei heute nicht der Fall, daflir sei die AHV-
Rente zu tief - insbesondere flr diejenigen 13 Prozent der Manner und uber ein Drittel
der Frauen, die keine zweite oder dritte Saule hatten. Uber 330'000 Menschen lebten
deshalb unter dem Existenzminimum und missten Erganzungsleistungen beziehen,
betonte Prelicz-Huber.

Vor der Detailberatung und nach dem unbestrittenen Eintretensentscheid musste sich
der Nationalrat mit den Rickweisungsantréagen auseinandersetzen. «Die Mehrheit der
Kommission will die Vorlage zlgig vorantreiben», hatte Kommissionssprecher de
Courten (svp, BL) zuvor betont und daran hielt sich der Nationalrat: Er lehnte samtliche
Riickweisungsantrage ab, diese fanden Uber die SP- und die Grine-Fraktion hinaus
einzig bei Lorenzo Quadri (lega, TI) Unterstitzung.

Die Detailberatung nahm die grosse Kammer in vier Blécken vor, wobei sie in den
zentralen Punkten Differenzen zum Standerat schuf.

Gleich zu Beginn beschéftigte sich der Nationalrat mit der Hauptthematik der Revision:
Im ersten Block debattierte der Nationalrat Gber die Erhéhung des Rentenalters der
Frauen auf 65 Jahre - das in der Zwischenzeit in «Referenzalter» umbenannt worden
war. Dazu gab es noch einmal eine ausfihrliche und teilweise ziemlich gereizte Debatte
mit zahlreichen Nachfragen, bei der verschiedene Frauen erneut die noch immer
bestehende Benachteiligung der Frauen in zahlreichen Bereichen, insbesondere beim
Lohn und bei der unbezahlten Arbeit, hervorhoben. Blrgerliche Sprechende verwiesen
hingegen unter anderem ebenfalls auf den Gleichstellungsartikel in der Verfassung, den
es nun durch eine Angleichung des Rentenalters zu erflllen gelte. Mit 124 zu 69
Stimmen sprach sich nach dem Stédnderat auch der Nationalrat flr eine Erhdhung des
Rentenalters der Frauen aus. Abgelehnt wurde diese von der SP- und der Grinen-
Fraktion sowie von Lorenzo Quadri und zwei Mitgliedern der Mitte-Fraktion (Christine
Bulliard (mitte, FR) und Jean-Paul Gschwind (mitte, JU)). Nicht nur bei den Ménnern
waren die Fronten somit deutlich nach politischen Lagern gespalten: Einzig Christine
Bulliard sprach sich als burgerliche Frau gegen die Rentenaltererhéhung flr Frauen aus.
Insgesamt lehnten die Frauen im Nationalrat die Erhdéhung jedoch mit 38 zu 29
Stimmen ab, zumal dem links-griinen Lager deutlich mehr Frauen angehoéren als dem
blrgerlichen Lager.

Gleich im Anschluss behandelte der Nationalrat die zweite grosse Frage der Revision:
die Kompensationsmassnahmen fiir Frauen, die in Kirze pensioniert wirden und nun
ein Jahr langer arbeiten missten als geplant. Wie bereits im Stéanderat standen
diesbezuglich zahlreiche verschiedene Modelle zur Debatte. Die Kommissionsmehrheit
hatte sich gegen das vom Stéanderat geschaffene Trapezmodell ausgesprochen und
nahm stattdessen das Modell, das Damian Mdller (fdp, LU) im Standerat vertreten hatte,
in modifizierter Form auf: So sollte der Zuschlag fir die Frauen nach deren bisherigem
Einkommen abgestuft werden, wobei die SGK-NR im Gegensatz zu Mdller drei Stufen
vorsah: Je nach Hohe des bisherigen Einkommens sollten die Frauen zwischen CHF 50
und CHF 150 pro Monat zusatzlich erhalten. Davon sollten sechs Jahrgange profitieren,
maximal sollte dies CHF 551 Mio. kosten. Eine Minderheit Il Prelicz-Huber beflrwortete
hingegen die Anderung der Rentenformel, wie sie der Bundesrat vorgeschlagen hatte
(Modell Bundesrat), wollte diese aber grossziigiger ausgestalten (bei Kosten von CHF
1.08 Mrd.) und 14 Jahrgange daran teilhaben lassen. Die restlichen drei Minderheiten
beflurworteten das Trapezmodell, das die Rentenzuschlage nach Jahrgangen zuerst
zunehmend, spater absteigend abstufen wollte. Damit sollte der Tatsache Rechnung
getragen werden, dass das Rentenalter schrittweise erhdht wird und somit die ersten
Jahrgange keinen vollstandigen Rentenzuschlag zugute haben. Eine Minderheit Il de
Courten wollte dabei dem Standerat folgen (Kosten: CHF 409 Mrd.), die Minderheiten IV
Meyer und V Prelicz-Huber forderten hingegen verglichen mit dem Stdnderat deutlich
héhere Grundzuschlage (SR: CHF 150, Meyer: CHF 430, Prelicz-Huber: 515), zudem
sollten bei der Minderheit Prelicz-Huber deutlich mehr Jahrgange unterstitzt werden
(SR und Meyer: 9 Jahrgénge, Prelicz-Huber: 14 Jahrgange), bei Kosten von CHF 1.35 Mrd.
respektive CHF 1.72 Mrd. Ein Einzelantrag Baumle wollte schliesslich dem Modell der
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Kommission folgen, aber die Ubergangsmassnahmen acht Jahrgéngen zugutekommen
lassen (SGK-NR: 6 Jahrgénge), was Kosten von CHF 900 Mio. mit sich bringen sollte.

Wie das Modell des Bundesrates vorgesehen hatte, waren bei den
Ausgleichsmassnahmen jedoch nicht nur Rentenzuschlage angedacht, sondern
alternativ auch ein privilegierter Rentenvorbezug: Die Frauen der Ubergangsgeneration
sollten gemass der Mehrheit der SGK-NR - ebenfalls abgestuft nach Einkommen - ihre
Rente mit einem Kirzungssatz von O bis 2 Prozent (tiefere Einkommen), 1 bis 4 Prozent
(mittlere Einkommen) und 2 bis 6 Prozent (héhere Einkommen) vorbeziehen kénnen.
Die Minderheit Il Prelicz-Huber wollte hier auf den hdochsten Kirzungssatz verzichten.
Das Trapezmodell und somit auch die Modelle des Standerats sowie der Ubrigen
Minderheiten sahen keine Méglichkeit fur einen privilegierten Vorbezug vor.
Gesundheitsminister Berset sprach sich mit deutlichen Worten gegen den Antrag der
Kommissionsmehrheit aus. So sei die Anzahl Jahrgange, die von den
Ausgleichsmassnahmen profitieren sollen, deutlich zu gering, insbesondere wenn die
ersten Ubergangsjahrgange nur reduzierte Zuschlage erhalten sollten. Die
Kompensationen seien demnach deutlich weniger grosszlgig als bei der erfolgreichen
10. AHV-Reform, weshalb sich der Nationalrat flr das grosszlgigere Modell des
Bundesrates entscheiden solle. Kommissionssprecher de Courten verwies hingegen
darauf, dass die Kommissionsmehrheit zwar eine geringere Anzahl Jahrgange
bertcksichtige als der Bundesrat und der Standerat, diese aber grosszlgiger behandeln
wolle.

Deutlich setzte sich der Vorschlag der Kommissionsmehrheit in der Ausmehrung gegen
samtliche anderen Modelle durch. Knapp wurde es einzig gegen die Minderheit Il de
Courten, die dem Standerat folgen wollte (79 zu 74 Stimmen bei 40 Enthaltungen).
Dabei stimmte fast die gesamte Grlinen-Fraktion mit der SVP-Fraktion fur die
Minderheit de Courten, wéhrend sich die SP-Fraktion ihrer Stimme enthielt.

Im zweiten Block behandelte der Nationalrat die Flexibilisierung des Rentenbezugs,
dessen erste Frage des privilegierten Vorbezugs der Ubergangsgeneration ja bereits bei
der Wahl des Kompensationsmodells geklart worden war. Umstritten war hier - wie
bereits im Stédnderat - die Frage, ob der Vorbezug ab 62 oder 63 Jahren mdoglich sein
soll. Die Kommissionsmehrheit wollte der Version des Stdnderates folgen (63 Jahre).
Yvonne Feri (sp, AG) argumentierte hingegen, dass Frauen neben dem Rentenalter nicht
auch noch beim Zeitpunkt des Vorbezugs eine Verschlechterung erfahren sollten, und
beantragte folglich Zustimmung zur bundesréatlichen Version flr einen Vorbezug ab 62
Jahren. Deutlich setzte sich die Kommissionsmehrheit aber auch hier durch.

Auch bei der Frage des Freibetrags fir Personen, die nach Erreichen des AHV-Alters
weiterhin erwerbstéatig sind, war die Kommissionsmehrheit erfolgreich. Der Standerat
hatte sich hier statt eines Betrags in der Hohe des anderthalbfachen Mindestbetrags
der AHV-Rente (aktuell CHF 16’800) fir einen fixen Betrag von CHF 24'000
entschieden, der jedoch an die Teuerung angepasst werden soll. Damit sollten die
Blrgerinnen und Blrger motiviert werden, Uber das Referenzalter hinaus erwerbstéatig
zu bleiben. Die Kommissionsmehrheit wollte stattdessen dem Bundesrat folgen, den
Freibetrag jedoch fur freiwillig erkléren. Erfolglos blieben diesbezlglich eine Minderheit
| de Courten, die dem Standerat folgen, aber den Zusatz der Kommission zur
Freiwilligkeit des Freibetrags aufnehmen wollte, sowie eine Minderheit Il Gysi (sp, SG)
fur die bundesratliche Position.

In einem dritten Block fasste der Nationalrat die Gbrigen Themenbereiche zusammen.
So hatte zum Beispiel eine Minderheit Feri im Lichte des Urteils des EGMR gegen die
Schweiz vorgeschlagen, die Witwerrente der Witwenrente anzupassen und somit
grosszugiger auszugestalten als bisher. Denn wahrend Witwer nach geltendem Recht
nur solange Witwerrente erhalten, wie sie minderjahrige Kinder zu betreuen haben,
haben Witwen bis zu ihrer Pensionierung Anrecht auf Witwenrente. Es sei héchste Zeit,
die biologisch und funktional ungerechtfertigten rechtlichen Unterschiede zwischen
den Geschlechtern zu beheben, argumentierte Feri. Die beiden Kommissionssprecher
verwiesen jedoch auf die Kosten dieser Regelung von CHF 105 Mio. pro Jahr und wollten
stattdessen einen entsprechenden Vorschlag des Bundesrates abwarten. Verschiedene
Sprechende hofften darauf, die Problematik nicht durch eine grosszugigere
Witwerrente, sondern durch eine Einschrankung der Witwenrente zu ldsen. Der
Nationalrat teilte diese Einschatzung und lehnte den Antrag der Minderheit Feri ab.

Im vierten Block debattierte der Nationalrat Uber die dritte grosse Frage, die
Zusatzfinanzierung fiir die AHV. Dabei lagen auch bezlglich der
Mehrwertsteuererhdhung unterschiedliche Konzepte vor. Die Kommissionsmehrheit
schlug mit einer Erhdéhung von 0.4 Prozentpunkten des Normalsatzes (sowie
Erhdhungen um je 0.1 Prozentpunkte des Sondersatzes fir Beherbergungsleistungen
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und des reduzierten Satzes) eine etwas grossere Erhdhung vor als der Standerat (0.3
und je 0.1 Prozentpunkte), blieb jedoch deutlich unter dem Vorschlag des Bundesrates
(0.7 respektive 0.2 und 0.3 Prozentpunkte). Eine Minderheit Il de Courten bevorzugte
die standeréatliche Version, wéhrend eine weitere Minderheit IV de Courten die
Mehrwertsteuer nur zeitlich begrenzt bis Ende 2030 in demselben Ausmass erhdhen
wollte wie die Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit | Maillard (sp, VD) sprach sich
zwar flir die von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagene Mehrwertsteuerernéhung
aus, wollte jedoch auf die von der Kommission sowie von mehreren Minderheiten
ebenfalls vorgesehene VerknlUpfung der Mehrwertsteuererhdhung mit der Erhéhung
des Rentenalters verzichten. Eine Minderheit Ill Gysi beantragte schliesslich, dem
Bundesrat zu folgen. Gesundheitsminister Berset verwies darauf, dass die Situation fur
zukUnftige Revisionen noch viel schwieriger werde, wenn man bereits jetzt mit einer
88-prozentigen Deckung des Fonds flur das Jahr 2030 rechne - so hoch sollte der
Deckungsgrad mit dem Modell der Kommissionsmehrheit sein. Folglich empfahl er dem
Nationalrat die starkere vom Bundesrat vorgesehene Erhéhung der Mehrwertsteuer um
0.7 Prozentpunkte. Davon liess sich dieser jedoch nicht Uberzeugen, auch in dieser
Frage setzte sich die Kommissionsmehrheit gegen samtliche Minderheitsantrage durch.

Ein weiterer Diskussionspunkt betraf die Frage, ob der Bundesbeschluss zur
Mehrwertsteuererhéhung an die AHV 21-Reform geknutpft werden soll oder nicht. Der
Standerat hatte eine solche Verknlpfung geschaffen, die Mehrheit der SGK-NR wollte
ihr zustimmen, wahrend sie eine Minderheit Maillard ablehnte. Bundesrat Berset
verwies diesbezlglich auf die Altersvorsorge 2020, bei der die VerknlUpfung der beiden
Vorlagen fur die Ablehnenden ein wichtiges Argument dargestellt habe. Dabei forderte
er den Nationalrat auf, denselben Fehler nicht erneut zu begehen. Davon liess sich
dieser jedoch nicht Uberzeugen und nahm den Mehrheitsantrag mit 124 zu 67 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) an.

In der Folge schlug Felix Wettstein (gp, SO) ein alternatives Finanzierungskonzept in
Anlehnung etwa an die Mikrosteuer-Initiative vor, gemass dem auf jeder
Finanztransaktion an der Schweizer Borse eine Steuer von 1 Promille erhoben werden
sollte. Damit kénne neben den Einkommen eine weitere Finanzierungsquelle fur die
AHV erschlossen werden, begriindete Wettstein seinen Antrag. Dieser wurde jedoch mit
120 zu 70 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) abgelehnt. Zustimmung fand der Vorschlag bei
der SP- und der Grunen-Fraktion sowie bei einer Minderheit der Mitte-Fraktion.
Stattdessen schuf die Mehrheit der SVP-Fraktion unterstitzt von der SP- und der
Grunen Fraktion eine andere, zusétzliche Einnahmequelle fir die AHV. So schlug die
SVP-Fraktion in einem Einzelantrag vor, samtliche Bruttoertrage der Schweizerischen
Nationalbank aus den Negativzinsen auf den von ihr gefihrten Girokonten dem AHV-
Ausgleichsfonds zukommen zu lassen. Zudem sollten die Bruttoertrdge aus den
Negativzinsen auf den von ihr gefuhrten Girokonten, die zwischen 2015 und dem
Inkrafttreten der AHV 21-Revision anfallen wirden, in einer einmaligen Zahlung der AHV
zugeschrieben werden. Eine Minderheit Maillard hatte zuvor einen ahnlichen Antrag
gestellt, diesen aber zugusten des SVP-Antrags zurlickgezogen. Pierre-Yves Maillard
verwies auf die riesigen Gewinne, welche die SNB mit den Negativzinsen mache: In den
ersten 60 Tagen dieses Jahres habe diese bereits die Gewinne angehéauft, welche
gemass dem Antrag der SVP der AHV zukommen wirden. Alfred Heer (svp, ZH), der
bereits 2018 eine entsprechende Motion (Mo. 18.4327) eingereicht hatte, verwies fir die
SVP-Fraktion darauf, dass die Negativzinsen zwar zur Schwéachung des Frankens und als
Subvention flr die Exportindustrie gedacht seien, in erster Linie aber vor allem eine
«Strafe fir die Sparerinnen und Sparer in der Schweiz» darstellten. Folglich mussten
deren Gewinne wieder an die Bevdlkerung zurtck verteilt werden.
Kommissionssprecher Nantermod empfand es hingegen als unklug «de lier le destin de
I'AVS & [...] celui des intéréts négatifs». Die AHV-Finanzierung solle nicht von der SNB
abhangig werden, da damit auch die Unabhéangigkeit der SNB geféhrdet sei. Schliesslich
gehore die SNB den Kantonen, weshalb der Bund nicht Uber die Verwendung ihrer
Gewinne bestimmen kdénne. Mit 108 zu 80 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nahm der
Nationalrat den SVP-Antrag jedoch an und verschob diese Zusatzfinanzierung in der
Folge in eine neue Vorlage 3.

Erfolglos blieb hingegen ein Minderheitsantrag Prelicz-Huber flr eine Erhdhung des
Bundesbeitrags an die AHV von bisher 19.55 Prozent auf 25 Prozent. Stattdessen nahm
die grosse Kammer die Erhéhung auf 20.2 Prozent, wie sie der Bundesrat vorgeschlagen
hatte, an.

In der Gesamtabstimmung stimmte die grosse Kammer dem Revisionsentwurf fir das
Bundesgesetz Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung mit 126 zu 67 Stimmen
zu, abgelehnt wurde er von den geschlossen stimmenden SP- und Grinen-Fraktionen
sowie von Lorenzo Quadri. Der Bundesbeschluss Uber die Zusatzfinanzierung der AHV
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MOTION
DATUM: 21.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

durch eine Erhéhung der Mehrwertsteuer wurde nur von Stefania Prezioso (egsols, GE)
abgelehnt, die SP-Fraktion enthielt sich jedoch ihrer Stimme. Dem vom Nationalrat auf
Initiative der SVP-Fraktion neu geschaffenen Bundesbeschluss Uber die Zuweisung des
Gewinns aus den Negativzinsen der SNB an den AHV-Ausgleichsfonds stimmte der
Nationalrat mit 132 zu 60 Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu. Zu den SP-, Griinen- und SVP-
Fraktionen, die dieses Projekt bereits zuvor unterstutzt hatten, gesellte sich auch eine
Mehrheit der Mitte-Fraktion. Nachdem diese Abstimmung wegen unklarer
Abstimmungsfrage wiederholt worden war, betrug die Unterstltzung durch die Mitte-
Fraktion jedoch nur noch drei Stimmen. Dennoch reichte es mit 114 zu 75 Stimmen (bei
4 Enthaltungen) zur Annahme des neu geschaffenen Bundesbeschlusses.

In der Herbstsession 2022 fuhrten National- und Stédnderat eine ausserordentliche
Session zum Thema «Kaufkraft>» (22.9013) durch, in der sie verschiedene Vorstdsse fur
eine finanzielle Entlastung der Blrgerinnen und Bulrger aufgrund der steigenden
Teuerung, insbesondere im Bereich Energie, diskutierten. Eine Gruppe von
Unterstltzungsvorschlagen betraf dabei die AHV-Renten.

So forderten die Mitte-Fraktion im Nationalrat (Mo. 22.3792) sowie Pirmin Bischof
(mitte, SO; Mo. 22.3803) und Paul Rechsteiner (sp, SG; Mo. 22.3799) im Standerat eine
ausserordentliche Anpassung der ordentlichen AHV-Renten durch einen vollstdndigen
Teuerungsausgleich auf den 1. Januar 2023. Geméss aktueller Regelung wirde die
Teuerung durch Anwendung des sogenannten Mischindexes nur teilweise ausgeglichen,
weil neben dem Preisindex auch der Lohnindex bertcksichtigt wird. Diese Problematik
wurde etwa auch im Rahmen der Initiative fir eine 13. AHV-Rente diskutiert. Der
Bundesrat bestatigte, dass der Mischindex in diesem Jahr die Teuerung vermutlich
unterschatze, verwies aber darauf, dass das Lohnniveau Ublicherweise stérker ansteige
als das Preisniveau - so etwa auch im Jahr 2020 -, wodurch die Rentnerinnen und
Rentner von dieser Regelung tblicherweise profitierten. Darlber hinaus verlangten die
drei Vorstosse, dass die Renten bei allfalligen zukinftigen Uberdurchschnittlichen
Teuerungsanstiegen Uber 2 Prozent des LIK regelméassig angepasst werden.

Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 22.3818) im Nationalrat und Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3861) im Standerat wehrten sich mit ihren Motionen gegen die vorgeschlagene
Abweichung vom Mischindex. Auch sie forderten eine Rentenanpassung, jedoch
weiterhin in Ubereinstimmung mit dem Mischindex. Finanziert werden solle dieser
Teuerungsausgleich  neu jedoch Uber Ausgabenwachstumsplafonierungen im
Bundesbudget, etwa bei der internationalen Entwicklungszusammenarbeit, beim
Forschungs- und Bildungsbereich oder bei den Aufwendungen des Bundes fur Personal
und externe Beratende. Zur Begrindung verwiesen die Motionare auf verschiedene
kostentreibende Projekte, die in der Sommersession 2022 vom Parlament gutgeheissen
worden waren und die Einsparungen nétig machten.

Der Bundesrat erklarte in seiner Stellungnahme, dass die Rentenanpassungen keine
héheren Bundesbeitrage an die AHV nach sich ziehen wirden und die Plafonierung
somit nicht noétig sei. Zudem erhdhe die Teuerung nicht nur die Ausgaben, sondern
auch die Einnahmen der AHV. Mit 99 zu 92 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und mit 24 zu 17
Stimmen respektive 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nahmen National- und Stédnderat
die Motionen der Mitte, von Pirmin Bischof und von Paul Rechsteiner an, wéahrend sie
die Motionen von Alfred Heer und Marco Chiesa mit 142 zu 53 Stimmen respektive 34 zu
6 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnten. Wéhrend sich die Mitglieder der SVP-, der
GLP- und die Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion erfolglos gegen die Erhdhung des
Teuerungsausgleichs aussprachen, fanden die Motionen von Heer und Chiesa nur in der
SVP-Fraktion Zustimmung. "
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.01.2021
MARLENE GERBER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2021
VIKTORIA KIPFER

Soziale Gruppen
Soziale Gruppen

Eine von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichte und nach Ausscheiden der
Parlamentarierin aus dem Nationalrat von Parteikollegin Yvonne Feri (sp, AQ)
Ubernommene parlamentarische Initiative verlangte, dass in Botschaften zu
Erlassentwiirfen jeweils explizit Bezug zur Einhaltung der Sozialziele genommen
werden muss. Schenker hatte ihren Vorstoss damit begrindet, dass die Sozialwerke in
den letzten Jahren stark unter Druck geraten seien und dass in den Debatten finanzielle
Aspekte oftmals im Zentrum stiinden. Ubergeordnete Aspekte programmatischer Natur,
wie sie sich in den Sozialzielen finden, erhielten dadurch zu wenig Beachtung. Die
vorberatende SGK-NR wollte dem Anliegen mit 16 zu 8 Stimmen keine Folge geben. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, aufgrund der bereits vorhandenen
Bestimmungen in Art. 141 Abs. 2 des Parlamentsgesetzes, konkret mit der Ziffer g, die
die Berlcksichtigung der Auswirkungen auf Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt und
kiinftige Generationen verlangt, komme den Sozialzielen in den Erlassentwlrfen
ausreichend Beachtung zu. Eine linke Minderheit erachtete es dagegen als wichtig, die
sozialen Auswirkungen ebenfalls explizit aufzufiihren. ™

Einer von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichten und spéter von Parteikollegin Yvonne
Feri (sp, AG) Ubernommenen parlamentarischen Initiative, welche in bundesratlichen
Botschaften zu Erlassentwiirfen explizite Stellungnahmen beziiglich der Einhaltung
der Sozialziele forderte, gab der Nationalrat Anfang Marz 2021 mit 115 zu 70 Stimmen
keine Folge. Wéhrend die Fraktionen der SP und der Grinen Partei sowie drei
Mitglieder der Mitte-Fraktion die parlamentarische Initiative unterstitzten, wurde sie
von einer blrgerlich-liberalen Mehrheit abgelehnt. Der Nationalrat urteilte somit gleich
wie vor ihm bereits eine Mehrheit der SGK-NR, womit die Initiative erledigt war.

1) ABNR, 2022, S. 23 ff.; AB NR, 2022, S. 625; AB SR, 2022, S. 252; Medienmitteilung SGK-NR vom 4.2.22

2) AZ, 3.1.20; Bund, LT, 7.1.20; AZ, 9.1.20; Blick, CdT, NZZ, SZ, TA, 10.1.20; AZ, CdT, 11.1.20; LT, 15.1.20; Lib, 17.1.20; AZ, Blick,
CdT, LT, Lib, NZZ, TA, 3.3.20

3) AB NR, 2016, S. 1603 ff.; AB NR, 2016, S. 1658 ff.; SGT, 23.9.16; TA, 24.9.16; 24H, AZ, LMD, NZZ, 26.9.16; LMD, NZZ, 27.9.16;
BZ, 28.9.16; AZ, BZ, LMD, TG, 29.9.16; AZ, BaZ, NZZ, 30.9.16

4) Frage 19.1039; Ip. 18.3124; Jugendsession 2017; Mo. 18.2006; Mo. 18.3755; Mo. 18.3756; Mo. 18.3757; Pet. 18.2006

5) BBI, 2020, S. 1737 ff.; WoZ, 14.11.19; CdT, LT, TA, 16.11.19; AZ, 4.3.20; WoZ, 5.3.20; AZ, CdT, 6.3.20

6) AB NR, 2020, S. 279 f.

7) AB NR, 2021, S. 661; AB NR, 2021, S. 873 ff.

8) AB NR, 2020, S. 1056 f.

9) AB SR, 2021, S. 546 ff.; Bericht SGK-SR vom 12.4.21

10) AB NR, 2021, S. 1170 ff.; AB NR, 2021, S. 1199 ff.

11) AB NR, 2022, S. 1575 ff. (22.9013); AB NR, 2022, S. 1585 f. (22.3818); AB NR, 2022, S. 15685 f. (22.3818); AB SR, 2022, S 917
(22.3799); AB SR, 2022, S. 903 ff. (22.9013); AB SR, 2022, S. 917 (22.3803); AB SR, 2022, S. 917 (22.3861); NZZ, 18.6.22

12) Bericht SGK-NR vom 22.1.21

13) AB NR, 2021, S. 391f.
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